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Gefehblatt 
für die Freie Stadt Danzig 
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127 Verordnung 
über die öffentlichen Sparkaſſen. 
Vom 23. Auguſt 1938. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 63 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Die für Gemeinden und Gemeindeverbände errichteten Sparkaſſen ſind gemeinnützige und mündel⸗ 
ſichere Körperſchaften des öffentlichen Rechts mit ſelbſtändiger Rechtsfähigkeit und eigenem Vermögen. 


Se ui Tann | 
Für die Verbindlichkeiten der Sparkaſſe haftet die Gemeinde oder der Gemeindeverband als Ge— 
währverband. : 
8 3 
(1) Der Verwaltungsrat der Sparkaſſe iſt eine öffentliche Behörde. 
(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrats der Sparkaſſe ſind, ſoweit ſie nicht Beamte im Haupt⸗ 
amt ſind, Beamte des Gewährverbandes im Ehrenamt. 


8 4 

(1) Die Verwaltung der Sparkaſſe wird durch den Verwaltungsrat geführt. 

(2) Der Verwaltungsrat beſteht aus: 

a) dem Vorſitzenden des Verwaltungsorgans des Gewährverbandes; dieſer führt den Vorſitz im 
Verwaltungsrat. ; 

Der Vorſitzende des Verwaltungsrats wird im Falle ſeiner Behinderung durch ſeinen 
Vertreter im Hauptamt oder durch ein anderes von dem Vorſitzenden des Verwaltungsorgans 
beauftragtes Mitglied des Verwaltungsorgans des Gewährverbandes vertreten; der Vertreter 
iſt, auch wenn er nicht Mitglied des Verwaltungsrats iſt, berechtigt, an den übrigen Sit⸗ 
zungen des Verwaltungsrats mit beratender Stimme teilzunehmen. 

b) vier Mitgliedern, die der Vorſitzende des Verwaltungsorgans des Gewährverbandes auf die 
Dauer von vier Jahren beſtellt; dieſe müſſen zu dem Vertretungsorgan des Gewährverbandes 
wählbar ſein. 

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsrats können auf Antrag des Vorſitzenden jederzeit durch die 
Dienſtaufſichtsbehörde abberufen werden; ſie bleiben auch nach ihrer Abberufung bis zum Eintritt der 
neuen Mitglieder in Tätigkeit. 


Der Vorſitzende des Verwaltungsrats iſt verpflichtet, Beſchlüſſen des Verwaltungsrats oder ein⸗ 


zelner Ausſchüſſe, die geſetz⸗ oder ſatzungswidrig ſind, die Ausführung zu verſagen. Die Verſagung hat 


aufſchiebende Wirkung. Gegen die Verſagung ſteht dem Verwaltungsrat binnen zwei Wochen die Be⸗ 
ſchwerde an den Senat zu; dieſer entſcheidet endgültig. Zu ſeiner Vertretung in dieſem Verfahren kann 
der Verwaltungsrat einen beſonderen Vertreter beſtimmen. ; 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8, 9: 19380 12 9700 
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§ 6 

(1) Die bei der Sparkaſſe beſchäftigten Beamten (Angeſtellten) ſind Beamte (Angeſtellte) des Ge⸗ 
währverbandes. 

(2) Der Gewährverband iſt verpflichtet, der Sparkaſſe Beamte und Angeſtellte in ſolcher Art 
und Zahl zur Verfügung zu ſtellen, daß ein ordnungsmäßiger Geſchäftsbetrieb dauernd gewähr⸗ 
leiſtet iſt. 

(3) Dienſtbezüge, Ruhegehalt und Hinterbliebenenverſorgung der bei der Sparkaſſe beſchäftigten 
Beamten gehören zu den Geſchäftsunkoſten der Sparkaſſe; entſprechendes gilt für die bei der Sparkaſſe 
beſchäftigten Angeſtellten. 

(4) Die Anſtellung und Entlaſſung der bei der Sparkaſſe beſchäftigten Beamten (Angeſtellten) 
erfolgt auf Vorſchlag des Verwaltungsrats durch das Verwaltungsorgan des Gewährverbandes; vor 
ihrer Verſetzung aus der Sparkaſſe iſt der Verwaltungsrat zu hören. 

(5) Zur Anſtellung, Verſetzung und Entlaſſung der Mitglieder des Vorſtandes der 8 
bedarf es außerdem der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 


8 7 
Urkunden, die den in der Satzung aufgeſtellten Formvorſchriften entſprechen, begründen eine rechts⸗ 
verbindliche Verpflichtung der Sparkaſſe. 
8 8 
Die Sparkaſſen haben mindeſtens 10 vom Hundert der Spar⸗ und Depoſiteneinlagen und min⸗ 
deſtens 20 vom Hundert der ſonſtigen Einlagen als Liquiditätsreſerve anzulegen. 


8 9 
Die Liquiditätsreſerven gemäß § 10 ſowie die ſonſtigen Anlagen der Sparkaſſen für Zwecke der 
Liquidität ſind am 1. jeden Monats geſondert nachzuweiſen. 


§ 10 
Die Sparkaſſen ſind mindeſtens einmal im Jahre durch einen Wirtſchaftsprüfer zu prüfen. 


8 11 
(1) Für die Sparkaſſen wird die nachſtehende Satzung feſtgeſetzt. Alle entgegenſtehenden Beſtim⸗ 
mungen treten gleichzeitig außer Kraft. 
(2) Abänderungen einzelner Beſtimmungen der Satzung erfolgen durch den Senat. 


8 12 
(1) Werden Sparkaſſen zuſammengelegt, jo geht mit dem Tage der Zuſammenlegung das Ver⸗ 
mögen der übernommenen Sparkaſſe einſchließlich der Schulden auf den neuen Rechtsträger über. Das 
gleiche gilt bei Übernahme anderer kommunaler Kreditinſtitute durch eine Sparkaſſe. 
(2) Über eine hiernach notwendig werdende Auseinanderſetzung beſchließen die Aufſichtsbehörden 
endgültig. 
8 13 
Die Sparkaſſen unterliegen als Körperſchaften des öffentlichen Rechts der ſtaatlichen Aufſicht und 
der Bankenaufſicht. 
§8 14 
Mit dem Inkrafttreten der Verordnung endigt das Amt der derzeitigen Mitglieder des Ver⸗ 
waltungsrats, ſie bleiben jedoch bis zu dem Eintritt der neuen Mitglieder in Tätigkeit. Die Amtszeit 
der erſtmalig neu beſtellten Mitglieder des Verwaltungsrats endigt am 30. Juni 1942. 


8 15 
(1) Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. September 1938 in Kraft. Sie tritt an die Stelle 
der Verordnung über die Sparkaſſen vom 2. Dezember 1932 (G. Bl. S. 807), die mit dem gleichen Tage 
aufgehoben wird. 


(2) Der Senat wird ermächtigt, Abänderungs⸗ und Ergänzungsverordnungen ſowie Durchfüh⸗ 
rungsvorſchriften zu dieſer Verordnung zu erlaſſen. 


Danzig, den 23. Auguſt 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
N Greiſer Dr. Wiers⸗Keiſer 
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Satzung. 
Inhalts verzeichnis. 
I. Allgemeine Beſtimmungen 
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I. Allgemeine Beſtimmungen 
f 8 1 
Name, Sitz und Zweck der Sparkaſſe 
lr... 


errichtete Sparkaſſe mit dem Sitz in 
führt den Namen 


rr d . , e STIL KEPERLDOLETKERLDOLER 


/ RR REDE AR EEE FERNER EIKE EITFITKL TE 


und bedient ſich eines Siegels oder Stempels mit dieſer Bezeichnung. 

(2) Die Sparkaſſe iſt eine gemeinnützige (und mündelſichere) Körperſchaft des öffentlichen Rechts. 

(3) Die Sparkaſſe ſoll den Sparſinn fördern. Sie gibt Gelegenheit, Erſparniſſe und andere Gelder 
ſicher und verzinslich anzulegen. Sie dient der Befriedigung der örtlichen Kreditbedürfniſſe nach Maß⸗ 
gabe dieſer Satzung. 

8 2 
Sparkaſſenvermögen und Haftung des Gewährverbandes 

(1) Das dem Betriebe der Sparkaſſe dienende Vermögen einſchließlich der Verbindlichkeiten iſt das 
Sparkaſſenvermögen. 

(2) Soweit die Gläubiger fi) aus dem Sparkaſſenvermögen nicht befriedigen können, haftet für 
die Verbindlichkeiten der Sparkaſſe d.. Stadt ren (Kreis, Gemeinde uſw.) 
als Gewährverband unbeſchränkt. 

§8 3 
Nebenitellen 

Die Errichtung von Nebenſtellen mit Ein- und Auszahlungsverkehr (Zweigſtellen) oder lediglich 
mit Einzahlungsverkehr (Annahmeſtellen) bedarf der Genehmigung des Senats, wenn die Nebenſtelle 
(Annahmeſtelle) an einem Ort errichtet werden ſoll, der außerhalb des Gewährverbandes liegt. 


II. Verwaltung der Sparkaſſe 
8 4 
Zuſammenſetzung des Verwaltungsrats 

(1) Die Verwaltung der Sparkaſſe wird durch den Verwaltungsrat geführt. 

(2) Der Verwaltungsrat beſteht aus: 

a) dem Vorſitzenden des Verwaltungsorgans des Gewährverbandes; dieſes führt den Vorſitz im 
Verwaltungsrat. 

Der Vorſitzende des Verwaltungsrats wird im Falle ſeiner Behinderung durch ſeinen 
Vertreter im Hauptamt oder durch ein anderes von dem Vorſitzenden des Berwaltungs- 
organs beauftragtes Mitglied des Verwaltungsorgans des Gewährverbandes vertreten; der 
Vertreter iſt, auch wenn er nicht Mitglied des Verwaltungsrats iſt, berechtigt, an den übrigen 
Sitzungen des Verwaltungsrats mit beratender Stimme teilzunehmen. 

b) vier Mitgliedern, die der Vorſitzende des Verwaltungsorgans des Gewährverbandes auf 
die Dauer von vier Jahren beſtellt; dieſe müſſen su dem Vertretungsorgan des Gewähr: 
verbandes wählbar fein. 

(3) Der Verwaltungsrat hat das Recht, ſtändige Sachverſtändige zu beſtellen und fie mit be- 
ratender Stimme zu den Sitzungen des Verwaltungsrats hinzuzuziehen. Die Zahl dieſer Sachverſtän⸗ 
digen darf zwei nicht überſteigen. Der Verwaltungsrat kann ſie jederzeit abberufen. 

(4) Zu den unter (2) b) aufgeführten Mitgliedern ſollen nur ſolche Perſonen gewählt oder beſtellt 
werden, die beſondere wirtſchaftliche Erfahrung und Sachkunde beſitzen; ſie dürfen dem Verwaltungs⸗ 
organ des Gewährverbandes nicht angehören und weder Beamte oder Angeſtellte einer Sparkaſſe 
noch Unternehmer, perſönlich haftende Geſellſchafter, Aufſichtsrats-, Vorſtandsmitglieder oder An- 
geſtellte nicht öffentlich-rechtlicher Unternehmungen ſein, die Spareinlagen oder Depoſiten annehmen 
oder gewerbsmäßig Darlehnsgeſchäfte betreiben. 

(5) Wird ein gemäß (2) b) in den Verwaltungsrat berufenes Mitglied in das Verwaltungs⸗ 


organ des Gewährverbandes gewählt, ſo verliert es mit der Annahme der Wahl ſeine Mitglkedſchaft im 
Verwaltungsrat. f 


269 


(6) Die Mitglieder können auf Antrag des Vorſitzenden jederzeit durch die Dienſtaufſichtsbehörde 
abberufen werden; ſie bleiben nach Ablauf der Zeit, für deren Dauer ſie beſtellt ſind, oder ib ihrer 
Abberufung bis zum Eintritt der neuen Mitglieder in Tätigkeit. 


8 5 
Rechte a Pflichten des Verwaltungsrats 

(1) Der Verwaltungsrat iſt eine öffentliche Behörde. Er vertritt die Sparkaſſe gerichtlich und 
außergerichtlich. Die Mitglieder des Verwaltungsrats ſind, ſoweit ſie nicht Beamte im Hauptamt 
find, Beamte des Gewährverbandes im Ehrenamt. 

(2) Der Verwaltungsrat beaufſichtigt die laufende Geſchäftsführung des Vorſtandes der Spar⸗ 
kaſſe (8 8), beſchließt über alle Angelegenheiten der Sparkaſſe, ſoweit in der Satzung nicht ein an⸗ 
deres beſtimmt iſt, und erläßt die im § 8 vorgeſehene Geſchäftsanweiſung. Hierbei hat er die Vor⸗ 
ſchriften der Satzung ſowie die aufſichtsbehördlichen Anordnungen zu beachten. 

(8) Gewinnbeteiligungen (Tantiemen u. dgl.) an Mitglieder des Verwaltungsrats ſind unzuläſſig. 

(4) Der Vorſitzende verpflichtet die Mitglieder des Verwaltungsrats durch Handſchlag zur Erfül⸗ 
lung der ihnen obliegenden Pflichten. 

8 6 
Sitzungen des Verwaltungsrats 

(1) Der Vorſitzende beruft und leitet die Sitzungen des Verwaltungsrats. Der rm kme 
iſt bei Bedarf und, wenn die Hälfte der Mitglieder es unter Angabe des Zwecks der Verhandlung 
beantragt, innerhalb von drei Tagen einzuberufen. 

(2) Der Vorſtand der Sparkaſſe nimmt an den Sitzungen des Verwaltungsrats, ſoweit es ſich um 
die Gewährung von Krediten ſowie um die Anlage des Sparkaſſenvermögens handelt, mit beſchließen⸗ 
der, im übrigen mit beratender Stimme teil. 

(3) Der Verwaltungsrat iſt beſchlußfähig, wenn die Hälfte der Mitglieder, und unter ihnen der 
Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter, anweſend ſind. 

(4) Die Beſchlußfaſſung erfolgt durch einfache Stimmenmehrheit der Erſchienenen, ſoweit nicht 
durch dieſe Satzung eine andere Beſtimmung getroffen iſt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Vorſitzenden den Ausſchlag. 

(5) Erhebt ſich gegen einen Kreditantrag bei der Beratung Widerſpruch, jo bedarf es zur Geneh⸗ 
migung des beanſtandeten Antrages einer Mehrheit von drei Vierteln der anweſenden Verwaltungs⸗ 
ratsmitglieder; erhebt der Vorſitzende Widerſpruch, gilt der Antrag als abgelehnt, es ſei denn, daß 
ſämtliche übrigen Stimmberechtigten zuſtimmen. Bei Widerſpruch des Vorſtandes der Sparkaſſe gegen 
einen die Anlage des Sparkaſſenvermögens betreffenden Antrag gilt der Antrag als abgelehnt, 
es ſei denn, daß der Vorſitzende mit der Mehrheit ſtimmt. 

(6) Die Mitglieder des Verwaltungsrats, der Stellvertreter des Vorſitzenden ſowie der Vor⸗ 
ſtand der Sparkaſſe dürfen an der Beratung und Beſchlußfaſſung über ſolche Angelegenheiten nicht teil⸗ 
nehmen, an denen ſie oder ihre Angehörigen mit ihrem perſönlichen Sonderintereſſe beteiligt ſind, das 
gleiche gilt bezüglich ſolcher Angelegenheiten, an denen private oder öffentlich-rechtliche Rechtsperſön⸗ 
lichkeiten oder Unternehmungen, zu deren Organen ſie gehören, intereſſiert find, es ſei denn, daß es ich 
um Angelegenheiten des eigenen Gewährverbandes der Sparkaſſe handelt. 

(7) Die Beſchlüſſe des Verwaltungsrats ſind in einem Beſchlußbuch einzutragen und vom Vor⸗ 
ſitzenden und einem Mitglied zu unterzeichnen; im Falle des Abſ. 5 it der Widerſpruch und das 
Stimmenverhältnis bei der Beſchlußfaſſung beſonders kenntlich zu machen. Auszüge aus dem Beſchluß⸗ 
buch ſind zu den Vorgängen zu nehmen. 

8 7 
Kreditausſchuß N 

(1) Der Verwaltungsrat Han die Bewilligung von Krediten der in den §§ 25, 26, 27 und 29 
aufgeführten Art auf einen Kreditausſchuß für ſolche Fälle übertragen, die wegen ihrer Eilbedürftig⸗ 
keit nicht bis zur nächſten Sitzung des Verwaltungsrats aufgeſchoben werden können. 

(2) Der Kreditausſchuß beſteht aus dem Vorſitzenden des Verwaltungsrats oder ſeinem Stell⸗ 
vertreter, dem Vorſtand der Sparkaſſe und zwei vom Verwaltungsrat für die Dauer ihrer Amtszeit 
zu beſtellenden Mitgliedern des Verwaltungsrats, von denen eines zu den gemäß § 4 Abſ. 2 0 
beſtimmten Mitgliedern gehören muß; für die zwei Mitglieder ſind Stellvertreter zu beſtellen, von 
denen einer ebenfalls zu den gemäß $ 4 Abſ. 2 beſtimmten Mitgliedern gehören muß. g 
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(3) Der Kreditausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens 3 Mitglieder anweſend ſind; im übrigen 
gelten die Beſtimmungen des § 6 Abſ. 4, 6 und 7 entſprechend und Abſatz 5 mit der Maßgabe, daß 
die beanſtandeten Kreditanträge dem Verwaltungsrat zur Beſchlußfaſſung zu unterbreiten ſind. 

(4) Sämtliche Beſchlüſſe des Kreditausſchuſſes ſind dem Verwaltungsrat bei ſeiner nächſten Sitzung 
zur Prüfung vorzulegen. 

8 8 
Vorſtand an 

(1) Der Vorſtand der Sparkaſſe führt verantwortlich die laufenden Geſchäfte nach Maßgabe der 
Satzung, der aufſichtsbehördlichen Anordnungen und der vom Verwaltungsrat zu erlaſſenden Ge⸗ 
ſchäftsanweiſung; zu den laufenden Geſchäften gehört nicht die Bewilligung von Krediten, es ſei 
denn, daß in einer von der Aufſichtsbehörde ausdrücklich genehmigten Geſchäftsanweiſung dem Vor⸗ 
ſtand der Sparkaſſe eine ſolche Befugnis für kleinere Kredite unter Feſtſetzung eines Höchſtſatzes über⸗ 
tragen iſt. ö 

(2) Der Vorſtand der Sparkaſſe darf nicht perſönlich haftender Geſellſchafter, Aufſichtsrats⸗ oder 
Vorſtandsmitglied nicht öffentlich⸗rechtlicher Unternehmungen ſein, die Spareinlagen oder Depoſiten 
annehmen oder gewerbsmäßig Darlehnsgeſchäfte vermitteln. 

(3) Gewinnbeteiligungen (Tantiemen u. dgl.) an den Vorſtand der Sparkaſſe ſind unzuläſſig. 

(4) Im Falle feiner Behinderung wird der Vorſtand der Sparkaſſe durch ſeinen vom Ver⸗ 
waltungsrat hierzu beſtellten Stellvertreter und bei deſſen Behinderung durch einen vom Vorſitzenden 
des Verwaltungsrats beſtimmten Sparkaſſenbeamten oder ⸗angeſtellten vertreten. 


8 9 
Beamte und Angeſtellte 


(1) Die Anſtellung der bei der Sparkaſſe zu beſchäftigenden Beamten (Angeſtellten) ſowie ihre 
Entlaſſung erfolgt auf Vorſchlag des Verwaltungsrats durch das Verwaltungsorgan des Gewährver⸗ 
bandes; vor ihrer Verſetzung aus der Sparkaſſe iſt der Verwaltungsrat zu hören. Zur Anſtellung, 
Verſetzung und Entlaſſung des Vorſtandes der Sarkaſſe bedarf es außerdem der Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde. 

(2) Die Beamten und Angeſtellten haben die Beſtimmungen der Satzung, die aufſichtsbehörd⸗ 
lichen Anordnungen und die Geſchäftsanweiſung zu beachten. Die Beſtimmungen des 8 8 Abi. 2 
und 3 finden auf ſie entſprechende Anwendung. i 5 


§ 10 2 
Amtsverſchwiegenheit 
Die Mitglieder des Verwaltungsrats, der Stellvertreter des Vorſitzenden ſowie der Vorſtand und 


die übrigen Beamten und Angeſtellten der Sparkaſſe ſind zur Amtsverſchwiegenheit über den Ge— 
ſchäftsverkehr der Sparkaſſe, insbeſondere über deren Gläubiger und Schuldner, verpflichtet. 


8 11 
Urkunden 


(1) Auf Wechſeln, Schecks, Akkreditiven, Anweiſungen, Ausweiſen, Quittungen, Beſcheinigungen 
ſowie auf Schriftſtücken über Geſchäfte nach den 88 22 und 34, ferner bei Eintragungen in den Spar⸗ 
büchern ($ 14) genügen die Unterſchriften von zwei vom Verwaltungsrat beſtellten Beamten oder 
Angeſtellten. Bei Ein⸗Mann⸗Nebenſtellen genügt für Eintragungen in den Sparbüchern die Unterſchrift 
eines Beamten oder Angeſtellten. Die Eintragung hat die Angabe des Tages der Ein- oder Rückzahlung 
und der Tagebuchnummer zu enthalten. Einzahlungen durch Poſtanweiſung, Überweilung, Schedüber- 
ſendung und dergleichen werden bei der nächſten Vorlegung des Sparbuchs eingetragen. Auf Quittungen 
im Spar⸗ oder Giroverkehr genügt die Unterſchrift eines Beamten oder Angeſtellten, wenn der Quit⸗ 
tungstext durch eine Buchungsmaſchine hergeſtellt it, welche unter Ausſchluß willkürlicher Anderungen 
die Perſon des Maſchinenführers zwangsläufig in der Quittung bezeichnet. Alle übrigen Urkunden, 
welche die Sparkaſſe verpflichten, insbeſondere ſämtliche Urkunden in Grundſtücks⸗ und Grundbuchange⸗ 
legenheiten, Vollmachten, Bürgſchaften, Verpfändungserklärungen müſſen die Unterſchrift des Vor⸗ 
ſitzenden des Verwaltungsrats oder ſeines Stellvertreters gemeinſam mit der des Vorſtandes der Spar⸗ 
kaſſe oder ſeines Stellvertreters unter Beifügung des Siegels oder Stempels der Sparkaſſe tragen. 

(2) Urkunden, die den in der Satzung aufgeſtellten Formvorſchriften entſprechen, begründen eine 
rechtsverbindliche Verpflichtung der Sparkaſſe. 
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(3) Die Unterſchriften nach Abſatz 1 Satz 1 ſollen unter der Bezeichnung: Sparkaſſe der Stadt⸗, 
des Kreiſs il t U )ũ Be 8 
erfolgen, die Anterſchriften nach Abſatz 1 Satz 2 ſollen unter der Bezeichnung: „Der Verwaltungsrat 
der Sparkaſſe der Stad. erfolgen. 

(4) Namen und Unterſchriften der nach Abſ. 1 Zeichnungsberechtigten ſind durch Aushang im 
Kaſſenraum bekanntzugeben. 

(5) Die Berechtigung, Urkunden und Unterſchriften nach Abſ. 1 zu vollziehen, wird erforderlichen⸗ 
falls durch den Vorſitzenden des Verwaltungsrats beſcheinigt. 


8 12 
Prüfungen 

(1) Der Verwaltungsrat oder von ihm beauftragte Mitglieder haben neben der ordentlichen Prü⸗ 
fung, die der Verwaltungsrat anberaumt, mindeſtens einmal im Jahre eine unvermutete Prüfung der 
Sparkaſſe vorzunehmen. Hierbei ſind die Kaſſenbeſtände, die Schecks und Wechſel einſchließlich der An⸗ 
lagewerte und Kundendepots zu prüfen und mit den buchmäßigen Nachweiſungen abzuſtimmen. Zu 
dieſen Prüfungen können Reviſoren oder ſonſtige Prüfungsgehilfen zugezogen werden. 

(2) Gemäß einer vom Verwaltungsrat zu erlaſſenden Dienſtanweiſung kann dieſer eine der 
Sparkaſſe angegliederte Reviſionsſtelle beauftragen, die laufende Geſchäftsführung der Sparkaſſe zu 
überwachen. Dieſe Reviſionsſtelle ſoll mindeſtens zweimal im Jahr unvermutete Betriebsreviſionen 
durchführen. ber ihre Tätigkeit hat ſie dem Vorſitzenden des Verwaltungsrats vierteljährlich zu be⸗ 
richten. 

(3) Daneben iſt die Sparkaſſe verpflichtet, ſich den durch die Aufſichtsbehörde ſelbſt oder den in 
ihrem Auftrage erfolgenden unvermuteten fachmänniſchen Prüfungen zu unterwerfen. Die Koſten der 
Prüfungen hat die Sparkaſſe zu tragen. 

8 13 
Voranſchlag der Verwaltungskoſten und Rechnungslegung 

(J) Rechnungsjahr iſt das Kalenderjahr. 

(2) Vom Verwaltungsrat der Sparkaſſe iſt vor Beginn des Rechnungsjahres ein jährlicher Vor⸗ 
anſchlag der Verwaltungskoſten aufzuſtellen und dem Verwaltungsorgan des Gewährverbandes vorzu⸗ 
legen; der Voranſchlag gilt als vollzogen, wenn das Verwaltungsorgan nicht binnen vier Wochen nach 
Vorlegung Einſpruch erhoben hat. Kommt eine Einigung zwiſchen Verwaltungsrat und Verwaltungs⸗ 
organ nicht zuſtande, ſo wird der Voranſchlag der Verwaltungskoſten durch die Aufſichtsbehörde feſt⸗ 
geſtellt. 

(3) Späteſtens drei Monate nach Schluß eines jeden Rechnungsjahres hat der Vorſtand der 
Sparkaſſe dem Verwaltungsrat eine Jahresrechnung ſowie eine Bilanz nebſt Gewinn⸗ und Verluſt⸗ 
rechnung ſowie einen Verwaltungsbericht vorzulegen. 

(4) Die Jahresrechnung nebſt Bilanz und Gewinn- und Verluſtrechnung werden vom Verwal⸗ 
tungsrat geprüft und feſtgeſtellt und ſodann den Organen des Gewährverbandes zur Genehmigung und 
Entlaſtung vorgelegt. 

(5) Späteſtens ſechs Monate nach Schluß des Rechnungsjahres iſt die Bilanz der Sparkaſſe 
durch Aushang im Kaſſenraum und durch Bekanntmachung gemäß 8 37 zu veröffentlichen. 


III. Geſchäftszweige 
A. Sparverkehr 
8 14 
Spareinlagen und Sparbücher 

(1) Die Sparkaſſe nimmt von jedermann Spareinlagen in Höhe von mindeſtens einem Gulden an. 

(2) Spareinlagen ſind Geldeinlagen auf Konten, die nicht den Zwecken des Zahlungsverkehrs, 
ſondern der Anlage dienen und als ſolche, insbeſondere durch Ausfertigung von Sparbüchern, gekenn⸗ 
zeichnet ſind. 

(3) Jeder Sparer erhält bei der erſten Einlage ein Sparbuch, das Namen, Stand und Wohnung 
des Sparers ſowie die Nummer der für ihn angelegten Rechnung angibt und mit dem Siegel oder 
Stempel der Sparkaſſe verſehen iſt. Das Sparbuch enthält ferner die Satzungsbeſtimmungen über 
die Zeichnungsberechtigung der Kaſſenbeamten und über Verzinſung, Rückzahlung und Verjährung der 
Spareinlagen ſowie über das Verfahren bei Verluſt, Vernichtung und Fälſchung von Sparbüchern. 

(4) Die Sparbücher werden mit fortlaufenden Nummern verſehen. 
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(5) Auszahlungen auf Spareinlagen jollen nur gegen Vorlegung des Sparbuchs bewirkt werden; 
bei voller Rückzahlung der Einlage iſt das Sparbuch zurückzufordern. 

(6) Die Ausgabe von Sparbüchern ohne entſprechende Einlage iſt unzuläſſig. Die Sparkaſſe darf 
Beträge, die ſie erſt im Kreditwege zur Verfügung ſtellt, nicht auf Sparbuch gutbringen. 


8 15 
Verzinſung 

(1) Der Zinsfuß für Spareinlagen wird durch den Verwaltungsrat feſtgeſetzt und durch Aus⸗ 
hang im Kaſſenraum bekanntgemacht. 

(2) Eine Zinsherabſetzung tritt für beſtehende Spareinlagen erſt in Kraft, nachdem ſie durch Aus⸗ 
hang im Kaſſenraum bekanntgemacht worden iſt. 

(3) In Sonderfällen kann ein anderer als der allgemeine Zinsſatz vereinbart werden. Solche 
Vereinbarungen ſind im Sparbuch und auf dem Kontoblatt zu vermerken. 

(4) Der Zinslauf beginnt mit dem auf die Einzahlung folgenden und endet mit dem der Rück⸗ 
zahlung vorhergehenden Werktage. Der Monat wird zu 30 Tagen, das Jahr 360 Tagen gerechnet. 

(5) Die aufgelaufenen Zinſen werden am Jahresſchluß dem Kapital zugeſchrieben und mit dieſem 
vom Beginn des neuen Rechnungsjahres ab verzinſt. 

(6) Nur volle Einheitsbeträge werden verzinſt. 

(7) Mit Ablauf von 30 Jahren nach Ende des Kalenderjahres, in dem die letzte Einlage oder 
Rückzahlung bewirkt worden iſt, endigt die Verzinſung der Spareinlage. Sind weitere 5 Jahre ohne 
Vorlage des Sparbuchs verfloſſen, ſo kann nach voraufgegangener, durch Aushang in den Kaſſen⸗ 
räumen zu veröffentlichender Bekanntmachung das Guthaben der Sicherheitsrücklage überwieſen werden. 
Vorſtehende Friſten beginnen bei geſperrten Sparbüchern mit dem Ablauf der Sperre. 


8 16 
Rückzahlung 

(1) Die Sparkaſſe zahlt, ſofern nicht eine beſondere Kündigungsfriſt vereinbart iſt, Beiträge 
unter 1000 Gulden ſofort und Beträge über 1000 Gulden unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von 
einem Monat aus. 

(2) Sofern ſich der Einleger in einer beſonderen Notlage befindet, iſt die Kaſſe berechtigt, Beträge 
bis zu 3000 Gulden ohne vorherige Kündigung auszuzahlen. 

(3) Die Kaſſe kann Kündigungen als nicht erfolgt anſehen, wenn 5 Sparer das Geld nicht 
binnen drei Tagen nach Fälligkeit abhebt. 

(4) Die Kalle hat das Recht, ihrerſeits Spareinlagen zu kündigen. Eine ſolche Kündigung erfolgt 
ſchriftlich oder durch zweimalige öffentliche Bekanntmachung (§ 37) mit einer Kündigungsfriſt von 
mindeſtens vier Wochen, ſofern keine längere Kündigungsfriſt vereinbart iſt. Die Verzinſung derart 
gekündigter, zur Verfallzeit nicht abgehobener Spareinlagen erfolgt nach freiem Ermeſſen der Sparkaſſe. 

(5) In Einzelfällen kann der Verwaltungsrat andere als die in dieſer Satzung vorgeſehenen 
Rückzahlungsbedingungen vereinbaren. Solche Vereinbarungen ſind im Sparbuch und auf dem Konto⸗ 
blatt zu vermerken. 


§ 17 
Berechtigungsausweis. Sicherſtellung der Berechtigten. Mündelgelder 


(1) Die Sparkaſſe iſt berechtigt, aber ni: verpflichtet, an jeden Vorleger des Sparbuches Zah⸗ 
lung zu leiſten. 

(2) Um unbefugte Abhebung der Spareinlagen zu verhindern, kann der Sparer beſtimmen, daß 
die Sparkaſſe nur gegen Vorlegung eines beſonderen Ausweiſes oder unter Beachtung einer anderen 
Sicherungsvereinbarung zahlt. Derartige Beſtimmungen ſind der Sparkaſſe gegenüber nur wirkſam, wenn 
fie im Sparbuch vermerkt und von zwei zeichnungsberechtigten Perſonen (§ 11 Abſ. 2) beſcheinigt ſind. 
Die Sparkaſſe kann dafür eine Gebühr erheben, die der Verwaltungsrat feſtſetzt. 

(3) Sparbücher, auf die ein Vormund, ein Pfleger oder eine Mutter, der ein Beiſtand beſtellt 
it, nach 8 1809 des Bürgerlichen Geſetzbuches Einzahlungen leiſtet, find durch die Aufſchrift „Mün⸗ 
delgeld“ kenntlich zu machen. In dieſen Fällen darf das Kapital ganz oder teilweiſe nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Gegenvormundes — Beiſtandes — oder des Vormundſchaftsgerichtes und gegen Aus⸗ 
weis über die Perſon des Berechtigten ausgezahlt werden. 5 
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s 18 
Sperrung von Sparbüchern 

(1) Auf Antrag des Sparers kann die Sparkaſſe ein Sparbuch bis zu einem beſtimmten Zeit⸗ 
punkt oder bis zum Eintritt eines beſtimmten Ereigniſſes durch Eintragung eines Vermerks ſperren; 
ſie darf dann das Guthaben nur nach der Beſtimmung dieſes Vermerks auszahlen. 

Der Sperrvermerk wird unwirkſam, wenn die Perſon ſtirbt, zu deren Gunſten der Vermerk ein⸗ 
getragen iſt, wenn der beſtimmte Zeitpunkt oder das erwartete Ereignis eintritt, oder wenn ſich her⸗ 
ausſtellt, daß es nicht eintreten kann. Vorher darf die Sperre nur mit Genehmigung des Verwaltungs⸗ 
rats aufgehoben werden. 

(3) Der Sperrvermerk bezieht ſich auf alle Einlagen und Zinſen, die nicht ausdrücklich ausge⸗ 
ſchloſſen ſind. N 

$ 19 
Übertragung von Spareinlagen 

Auf Verlangen überträgt die Sparkaſſe Spareinlagen an eine andere Sparkaſſe und übernimmt 

Einlagen von auswärtigen Sparkaſſen. 
8 20 
Verfahren bei Verluſt, Fälſchung oder Vernichtung von Sparbüchern 

(1) Der Verluſt oder die Vernichtung eines Sparbuches iſt unverzüglich der Sparkaſſe anzuzeigen. 

(2) Wird die Vernichtung eines Sparbuches dem Verwaltungsrat überzeugend nachgewieſen, ſo 
kann ein neues Sparbuch ausgefertigt werden. 

(3) Wird die Vernichtung des Sparbuchs nicht überzeugend nachgewieſen, ſo kann der Verwal⸗ 
tungsrat das Sparbuch auf Koſten des Sparers gerichtlich aufbieten laſſen. 

(4) Wenn ein verlorenes Sparbuch vor Durchführung des Aufgebotverfahrens durch einen Dritten 
vorgelegt wird, ſo hat die Sparkaſſe einen entſprechenden Vermerk einzutragen, darf aber an den 
Dritten keinerlei Zahlung leiſten, ſofern ſich nicht entweder der Sparer ſelbſt damit ausdrücklich einver⸗ 
ſtanden erklärt oder eine vollſtreckbare Entſcheidung über die Perſon des Verfügungsberechtigten beige⸗ 
bracht wird. 

(5) Entſteht Verdacht, daß unbefugte Anderungen des Sparbuchs erfolgt ſind, ſo iſt das Spar⸗ 
buch gegen Beſcheinigung zurückzubehalten und die Entſcheidung des Verwaltungsrats einzuholen. Auf 
ſolche Sparbücher werden für die Dauer der Zurückbehaltung weder Ein- noch Rückzahlungen zugelaſſen. 


8 21 
Sparförderung 
s (1) Zur Förderung der Spartätigkeit kann der Verwaltungsrat beſondere Einrichtungen ſchaffen, 
wie: Schulſparkaſſen, Fabrikſparkaſſen, Vereinsſparkaſſen, Sparmarken, Heimſparbüchſen, Sparauto⸗ 
maten, Geſchenkſparbücher, Abholungsverfahren. 

(2) Die Sparkaſſe kann das Spareinlagengeſchäft in Verbindung mit Lebensverſicherungen bei 
Verſicherungsunternehmungen nach Maßgabe der von der Aufſichtsbehörde genehmigten Geſchäftsbedin⸗ 
gungen betreiben. 

B. Depoſiten⸗ und Kontokorrentverkehr 
Ss 22 

(1) Die Sparkaſſe betreibt den Depofiten- und Kontokorrentverkehr nach den vom Senat er⸗ 
laſſenen Anordnungen und nimmt in dieſem Verkehr Einlagen, über die Sparbücher nicht ausgeſtellt 
werden („Sonſtige Einlagen“), entgegen. Konten in fremder Währung ſind die Sparkaſſen nur mit 
Genehmigung des Senats zu führen berechtigt. Über dieſe Einlagen kann durch Scheck- oder Giro⸗ 
überweiſung verfügt werden. Die Beſtimmungen des $ 15 Abſ. 1 und Abſ. 3, Satz 1 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. a 

(2) Die Sparkaſſe hat in ihren Büchern und Bilanzen die „ſonſtigen Einlagen“ (Ziffer 1) von 
den Spareinlagen getrennt auszuweiſen. R 

(3) Die Kredite, die aus ſonſtigen Einlagen gewährt werden, müſſen nach den für die Anlegung 
der Sparkaſſenbeſtände geltenden Beſtimmungen (S8 24ff.) gedeckt und in der Regel friſtlos kündbar 
ſein. 

(4) Bei der Anlegung ſämtlicher im Depofiten- und Kontokorrentverkehr der Sparkaſſe vorhan⸗ 
denen fremden Gelder dürfen, ſoweit dieſe Gelder nicht in börſengängigen Papieren nach dem Tages⸗ 
kurs und in Wechſeln Deckung finden, keine längeren Kündigungsfriſten gewährt werden, als für 
die entſprechenden gegenüberſtehenden Paſſiva gewährt ſind. a 
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C. Sonſtige Verpflichtungen 
Ss 23 
(1) Darlehen, insbeſondere ſolche zur Verſtärkung der Betriebsmittel, dürfen nicht ier 
werden, abgeſehen von beſonderen Fällen, in denen die Aufſichtsbehörde die Genehmigung dazu erteilt. 
Lediglich zur Deckung eines vorübergehenden Geldbedarfs dürfen entſprechend kurzfriſtige Kredite bei 
den in § 33 bezeichneten Stellen auf Grund eines Beſchluſſes des Verwaltungsrats aufgenommen werden. 
(2) Beteiligungen, Emiſſions⸗- und Konſortialgeſchäfte ſind nur mit Genehmigung des Senats für 
jeden einzelnen Fall zuläſſig (ogl. §S 24 Ziff. 9). 
(3) Bürgſchaften dürfen durch die Sparkaſſe nur gegen die für die Gewährung von Darlehen 
ſatzungsmäßig vorgeſchriebenen Sicherheiten übernommen werden. 


D. Anlegung der Sparkaſſenbeſtände 
8 24 
s Allgemeines 
(1) Die Beſtände der Sparkaſſe dürfen nur angelegt werden: 
1. in Realkredit durch Gewährung von Darlehen gegen Hypotheken, Grund- oder Rentenſchulden 
($ 25), 
2. in Perſonalkredit an den Mittelitand a die wirtſchaftlich ſchwächeren Bevölkerungskreiſe durch 
Gewährung von 
a) Darlehen gegen Fauſtpfand ($ 26), 
b) Darlehen gegen Schuldſchein, Bürgſchaft oder Wechſel (8 27), 
3. in Darlehen an Gemeinden oder andere öffentlich-rechtliche Körperſchaften (§ 29), 
4. in Darlehen an Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften mit Ausnahme der Kredit⸗ und 
Warengenoſſenſchaften ($ 30), 
5. in Schuldverſchreibungen auf den Inhaber (§ 31), 
6. in Erwerb ausſtehender Geldforderungen (§ 32), 
7. kurzfriſtig bei Bankanſtalten (S 33) und Sparkaſſen, 
8. in eigenen Verwaltungsgebäuden ſowie erforderlichenfalls in Grundſtücken, die im Wege der 
Zwangsverſteigerung erworben werden müſſen, 
9. mit Genehmigung des Senats in Beteiligungen, Emiſſions⸗ und Konſortialgeſchäften oder in 
ſonſtiger Weiſe. 
(2) Die Anlegung der Sparkaſſenbeſtände in Krediten zu Spekulationszwecken iſt unzuläſſig. 
(3) Bei der Gewährung von Krediten ſind ſämtliche Verbindlichkeiten des Kreditnehmers gegen⸗ 
über der Sparkaſſe, insbeſondere auch ſolche aus Bürgſchaften und Wechſeln, zu berückſichtigen. 
(4) Beſtände in fremder Währung ſind in den gleichen Währungen anzulegen. 


8 25 
Darlehen gegen Hypothek, Grund- oder Rentenſchuld (Realkredit) 

(1) Darlehen können gegen Beſtellung von Hypotheken- oder Grundſchulden auf Grundſtücke, die 
im Bezirk des Gewährverbandes, in Ausnahmefällen auch außerhalb dieſes Bezirks aber im Gebiet 
der Freien Stadt Danzig, belegen ſind, nach Maßgabe der von der oberſten Aufſichtsbehörde er⸗ 
laſſenen Beleihungsgrundſätze gewährt werden. 

(2) Darlehen können auch gegen Beſtellung einer Rentenſchuld an den erwähnten Grundſtücken 
gegeben werden. Dabei gilt der jeweilige Ablöſungswert der Rentenſchuld als ihr Kapitalbetrag. 

(3) Soweit die Sicherheit auf dem Werte von Gebäuden beruht, iſt die Beleihung nur zuläſſig, 
wenn und ſolange dieſe Gebäude bei einer öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalt oder bei einer inlän⸗ 
diſchen privaten Verſicherungsgeſellſchaft bis zur vollen Höhe des durch Feuer zerſtörbaren Wertes 
gegen Feuer verſichert ſind und, ſofern nicht öffentliche Feuerverſicherungsanſtalten ſatzungsgemäß die 
erforderliche Sicherheit gewähren, ein Hypothekenſicherungsſchein beigebracht wird. 

(4) Hypotheken und Grundſchulden ſollen in der Regel planmäßig getilgt werden. 

(5) Unter den Vorausſetzungen der SS 18 ff. der Verordnung über das Erbbaurecht vom 15. Ja⸗ 
nuar 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 72) dürfen auch Erbbaurechte beliehen werden. 

(6) In Hypotheken, Grund⸗ oder Rentenſchulden darf höchſtens ein von der Aufſichtsbehörde nach 
Anhörung der Bank von Danzig feſtgeſetzter Hundertſatz der Spar- und Depoſiteneinlagen angelegt 
werden. 
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Ss 26 
Darlehen gegen Fauſtpfand (Perſonalkredit) 
Darlehen, die jederzeit zurückgefordert werden können, ſind zuläſſig gegen Verpfändung, Über⸗ 
eignung oder Abtretung von: 

a) Wertpapieren (Wertpapierlombard): 

1. Schuldverſchreibungen und Schatzanweiſungen der Freien Stadt Danzig, Schuldverſchrei⸗ 
bungen auf den Inhaber einer Danziger kommunalen Körperſchaft und Schuldverſchrei⸗ 
bungen auf den Inhaber, die von einer Danziger Hypotheken-Aktien⸗Bank auf Dar⸗ 
lehen an Danziger Körperſchaften öffentlichen Rechts oder auf Darlehen, für die eine 
ſolche Körperſchaft die Gewähr leiſtet, ausgegeben ſind, können bis 80 % ihres Kurs⸗ 
wertes beliehen werden. Die Beſchränkung des $ 29 Abſatz 2 iſt zu beachten. 

2. Schuldverſchreibungen auf den Inhaber von deutſchen öffentlich- rechtlichen Körperſchaften 
und Hypothekenbanken können bis zu 70 % ihres Kurswertes beliehen werden. 

3. Aktien, Aktienzertifikate und Obligationen wirtſchaftlicher Unternehmungen, die an der 
Danziger Börſe oder an europäiſchen Hauptbörſenplätzen amtlich notiert werden und 
vom Senat zur Beleihung zugelaſſen ſind, können bis zu 60 9% ihres Kurswertes be⸗ 
liehen werden. 

Sinkt der Kurs, ſo iſt das Pfand entſprechend zu ergänzen oder das Darlehen ſofort 
zurückzuzahlen. 

Die Sparkaſſe entſchädigt den Verpfänder nicht für Nachteile, die durch Auslöſung 
oder Kündigung der verpfändeten Wertpapiere entſtehen; 

b) Sparguthaben öffentlicher Sparkaſſen einſchließlich der eigenen, bis zur Höhe des eingezahlten 
Betrages. Das Darlehen darf nicht ausgezahlt werden, bevor die Sparkaſſe, die das Spar⸗ 
buch ausgeſtellt hat, durch den Einleger von der Verpfändung benachrichtigt iſt und hiervon 
unter Beſtätigung der Richtigkeit des Sparguthabens Mitteilung gemacht hat. Sparbücher 
über 20000 G oder ein dieſer Summe entſprechender Betrag einer ausländiſchen Währung, 
dürfen nur beliehen werden, wenn der Verwaltungsrat der Sparkaſſe, die das Buch ausge⸗ 
ſtellt hat, die Ordnungsmäßigkeit der Einlage beſcheinigt; 

c) Hypotheken-, Grund⸗ und Rentenſchuldforderungen mit der im § 25 verlangten Sicherheit, 
wobei es der Sparkaſſe überlaſſen bleibt, dem Hypotheken- oder Grundſchuldner zugleich 
namens des Pfandbeſtellers Mitteilung zu machen; 

d) Sicherungshypotheken gemäß § 25 Abſatz 1; 

e) Forderungen aus Lebensverſicherungen in Danzig zugelaſſener Geſellſchaften, jedoch nur bis 
zu 80 v. H. des jeweiligen Rückkaufwertes; 

) Wechſeln, die den Bedingungen des § 27 Abſ. 4 entſprechen (Wechſellombard mit einem 
Abſchlag von mindeſtens 10 9% ihres Wertes); 

g) anderen Forderungen, die die Sparkaſſe erwerben darf, bis zu 90 v. H. des Nennwertes; 

h) Kaufmannswaren, insbeſondere des mittleren und Kleingewerbeſtandes, die im Inlande 
lagern und nicht dem Verderben unterliegen, bis zu 70 v. H. des von einem vereidigten 
Handelskammerſachverſtändigen feſtgeſtellten jeweiligen Handelswertes; 

i) anderen ſicheren Werten, insbeſondere Gehalts-, Lohn- und anderen Forderungen, bis zur 
Hälfte ihres Wertes; Verpfändungen ſolcher Art dürfen nur erfolgen, wenn es der Verwal⸗ 
tungsrat im Einzelfall mit mindeſtens Stimmenmehrheit beichlieht. 


8 27 
Darlehen gegen Schuldſchein, Bürgſchaft oder Wechſel (Perſonalkredit) 

(1) Darlehen gegen Schuldſchein können auf höchſtens 6 Monate oder als Tilgungsdarlehen auf 
längere Zeit, jedoch mit dem Vorbehalt einer jederzeit zuläſſigen Kündigung von 14 Tagen, gewährt 
werden, wenn eine oder mehrere ſichere Perſonen für Kapital, Zinſen und Koſten als Selbſtſchuldner 
bürgen oder mithaften. Die Sicherheit der Schuldner und Bürgen hat der Verwaltungsrat jährlich zu 
prüfen. 

(2) Gegen einfachen Schuldſchein ohne weitere Sicherheit dürfen Darlehen im Einzelfalle bis zu 
1000 G nur auf Grund eines einſtimmig gefaßten Beſchluſſes des Kreditausſchuſſes oder des Verwal⸗ 
tungsrats bewilligt werden; ſie ſind jederzeit friſtlos kündbar. Der Geſamtbetrag ſolcher Darlehen darf 
nicht über 4 v. H. des Geſamteinlagenbeſtandes hinausgehen. Der Verwaltungsrat hat die Sicherheit 
ſolcher Darlehen jährlich zu prüfen. 

(3) Darlehen gegen Wechſel dürfen nur gewährt werden, wenn neben dem Darlehnsnehmer noch 
eine oder mehrere ſichere Perſonen wechſelmäßig haften. 
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(4) Kredite durch Diskontierung von Wechſeln dürfen nur gewährt werden, wenn die Wechſel im 
Gebiete der Freien Stadt Danzig, in Deutſchland oder in Polen zahlbar und innerhalb von drei Mo⸗ 
naten nach dem Tage des Ankaufs fällig ſind. Die Wechſel müſſen gute Handelswechſel ſein und die 
Unterſchriften von möglichſt drei, mindeſtens aber zwei ſicheren und als zahlungsfähig bekannten Ver⸗ 
pflichteten, von denen mindeſtens einer im Gebiete der Freien Stadt Danzig ſeinen Wohnſitz haben 
muß, tragen. Sie können von der Sparkaſſe weitergegeben oder rediskontiert werden, jedoch nur an die 
im 8 33 bezeichneten Stellen (ſ. § 34°). 

(5) Bei den in dieſem Paragraphen bezeichneten Darlehen dürfen die Mitglieder des Verwaltungs⸗ 
rats ſowie die Beamten und Angeſtellten der Sparkaſſe als Bürgen oder Wechſel verpflichtete gemäß 
Abſ. 3 überhaupt nicht und als Schuldner oder Wechſelverpflichtete gemäß Abſ. 4 nur auf Grund 
eines mit ́-Mehrheit gefaßten Beſchluſſes des Verwaltungsrats zugelaſſen werden. 

(6) Die in dieſem Paragraphen bezeichneten Darlehen und Kredite dürfen nur an ſolche Perſonen 
gewährt werden, die im Bezirke des Gewährverbandes, in Ausnahmefällen auch außerhalb des Ge— 
währverbandes im Gebiete der Freien Stadt Danzig, ihren Wohnſitz haben. 


Ss 28 

Gemäß der im 8 24 Abſ. 1 Ziff. 2 getroffenen Abgrenzung des Kreiſes der Kreditnehmer darf 
einem einzelnen Kreditnehmer an Perſonalkrediten insgeſamt nicht mehr als 1 v. H. der gejamten 
Einlagen der Sparkaſſe gewährt werden. Dieſe Beſchränkung gilt nicht, wenn die einem einzelnen 
Kreditnehmer gewährten Perſonalkredite insgeſamt 30 000 G, oder einen dieſer Summe entſprechenden 
Betrag einer ausländiſchen Währung, nicht überſteigen. Der einem einzelnen Kreditnehmer zu gewäh⸗ 
rende Perſonalkredit darf in keinem Falle den Betrag von 150000 G, oder einen dieſer Summe 
entſprechenden Betrag einer ausländiſchen Währung, überſteigen. 


8 29 
Darlehen an Kommunalverbände oder andere öffentlich⸗ rechtliche 
Körperſchaften 

(1) An Gemeinden, Gemeindeverbände und andere leiſtungsfähige öffentlich-rechtliche Körper⸗ 
ſchaften in der Freien Stadt Danzig, insbeſondere an öffentlich⸗rechtliche waſſerwirtſchaftliche Verbände 
und Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaften, an die Geſamtheit der an einer Zuſammenlegung von Grund⸗ 
ſtücken Beteiligten ſowie an Kirchengemeinden und Geſamtſchulverbände können Darlehen gewährt werden. 
Die Darlehen dürfen in der Regel nur an Schuldner innerhalb des Gebiets der Freien Stadt Danzig 
ausgegeben werden. Sofern dieſe Darlehen langfriſtig gewährt werden, iſt eine regelmäßige Tilgung 
feſtzuſetzen, eine förmliche Schuldurkunde auszuſtellen ſowie die etwa erforderliche Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde nachzuweiſen. In der gleichen Weiſe können Darlehen unter Bürgſchaft der Freien 
Stadt Danzig oder eines kommunalen Verbandes gewährt werden. 

(2) Der Geſamtbetrag der gemäß Ab]. 1 zu gewährenden Darlehen darf insgeſamt 25 v. H. aller 
Einlagen nicht überſteigen; dabei werden, ſoweit es ſich um Darlehen an Gemeinden und Gemeindever⸗ 
bände handelt, der Beſtand an Inhaberanleihen ſolcher Darlehnsnehmer ſowie Bürgſchaften und 
Wechſelverpflichtungen, die zugunſten ſolcher Darlehnsnehmer übernommen worden ſind, eingerechnet. 


8 30 
Darlehen an Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
(1) Die Sparkaſſe kann Darlehen ohne beſondere Sicherheit gewähren an Genoſſenſchaften mit 
unbeſchränkter Haft⸗ oder Nachſchußpflicht bis zu 10 v. H. des Geſamtvermögens ſämtlicher Genoſſen, an 
Genoſſenſchaften mit beſchränkter Haftpflicht bis zu 25 v. H. der Geſchäftsguthaben der Genoſſen und 
der Reſerven, jedoch nur 
a) an Betriebs- (Produktiv⸗) Genoſſenſchaften, die im Bezirk des Gewährverbandes, in Ausnahme⸗ 
fällen im Gebiet der Freien Stadt Danzig beſtehen und einem Reviſionsverband angeſchloſſen 
ſind, nicht aber an Kredit- und Warengenoſſenſchaften, 
b) gegen Verpflichtung der Genoſſenſchaften, jährlich die Bilanz, den Bericht über die Prüfung 
durch den Reviſionsverband und ein Verzeichnis der Mitglieder einzureichen, das die im 
Laufe des Jahres Ein- und Ausgetretenen namentlich aufführt, 
e) auf kurze oder höchſtens ſechsmonatliche Friſt kündbar, bei längerer Friſt gegen Tilgungs⸗ 
zwang. 5 
(2) Die Geſamthöhe der ohne beſondere Sicherheit an Genoſſenſchaften gewährten Darlehen darf 
höchſtens 10 v. H. des geſamten Einlagenbeſtandes betragen. 
(3) Der Verwaltungsrat der Sparkaſſe hat mindeſtens jährlich die Vermögenslage der beliehenen 
Genoſſenſchaften eingehend zu prüfen. 
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§ 31 
Anlegung in Schuldverſchreibungen auf den Inhaber 
Die Beſtände der Sparkaſſe und der Sicherheitsrücklage können in folgenden Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber angelegt werden, ſoweit dieſe nach den geſetzlichen Vorſchriften mündelſicher ſind: 
a) in Schuldverſchreibungen, Schuldbuchforderungen, Schatzanweiſungen der Freien Stadt Danzig; 
b) in Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, die von einer Danziger kommunalen Körperſchaft 
ausgeſtellt ſind, innerhalb der durch 8 29 Abſ. 2 gezogenen Grenze; 
c) in Pfandbriefen oder Inhaber⸗Schuldverſchreibungen von unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehenden 
Danziger Bodenkredit⸗Inſtituten; 
d) nach Zulaſſung durch den Senat in anderen Schuldverſchreibungen auf den Inhaber oder in 
ſonſtigen Wertpapieren. 
8 32 
Die Sparkaſſe iſt befugt, Geldforderungen aus dem Verkaufe oder der Verſteigerung von Grund⸗ 
ſtücken oder Gebäuden, die im Bezirk der Freien Stadt Danzig belegen ſind, zu erwerben, voraus⸗ 
geſetzt, daß eine den Beſtimmungen der SS 25 bis 27 entſprechende Sicherheit gewährt wird. 


8 33 
Anlegung von Beſtänden 
Die Sparkaſſe kann verfügbare Gelder anlegen: 
a) bei der Bank von Danzig, 
b) bei Danziger öffentlichen Sparkaſſen und bei vom Senat zugelaſſenen Banken und Bankiers 
im In⸗ und Auslande, 
c) in Wechſeln, die an der Börſe oder im offenen Markt als Privatdiskonten gehandelt werden. 
Die Wechſel müſſen ſpäteſtens nach 3 Monaten fällig ſein. f 


E. Sonſtige Geſchäfte 
8.34 

Die Sparkaſſe iſt befugt, die folgenden ſonſtigen Geſchäfte zu betreiben: 

1. An⸗ und Verkauf von Wertpapieren für fremde Rechnung. Beim Kauf muß eine ſatzungs⸗ 
mäßig ausreichende Deckung vorhanden ſein, beim Verkauf müſſen die Verkaufswerte vorher 
geliefert ſein. Vom An⸗ und Verkauf ausgeſchloſſen ſind ſolche Wertpapiere, die an den Dan⸗ 
ziger oder deutſchen Börſen nicht notiert werden; (von Wertpapieren, die zwar dort nicht 
notiert, aber gehandelt werden, darf die Sparkaſſe nur Anleihen öffentlich⸗rechtlicher Ver⸗ 
bände, Schuldverſchreibungen und junge Aktien bewährter und ſicherer Unternehmungen ſo⸗ 
wie ähnliche Papiere, die nicht offenſichtlich Spekulationspapiere ſind, für ihre Kunden an⸗ 
und verkaufen). 

Soweit die Sparkaſſe für An⸗ und Verkauf von Wertpapieren und ihre Aufbewahrung 
keine eigenen Einrichtungen beſitzt, benutzt fie dazu öffentliche Bankanſtalten oder ſolche Pri⸗ 
vatbanken, die der Verwaltungsrat mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde dafür zuläßt. 

2. An⸗ und Verkauf von Deviſen und Sorten für fremde Rechnung. Die Beſtimmungen in 
Ziffer 1 gelten entſprechend. 0 

3. Geldwechſel. Die hierzu gehaltenen eigenen Beſtände an Sorten und Deviſen dürfen 
2 v. H. des Einlagenbeſtandes nicht überſteigen. 

4. Verwahrung und Verwaltung von eee unter den vom Verwaltungsrat feſtzuſetzen⸗ 

den Bedingungen. 

. Vermietung von Schrankfächern und Aufbewahrung von verſchloſſenen Depots. 

. Ein und Auszahlungsverkehr ſowie Einziehung von Forderungen. 

. Aufnahme von Hypothekenurkunden und Frachtbriefen (ſowie von ſonſtigen Dokumenten). 

8. Weiterbegebung von Wechſeln, die den Beſtimmungen des § 27 Abſ. 4 oder 8 33 entſprechen, 
jedoch nur an die im $ 33 bezeichneten Stellen ſowie Ausſtellung von Wechſeln. Eine Akzep⸗ 
tierung von Wechſeln iſt nur von Fall zu Fall mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
zuläſſig. 

9. Abſchluß von Verträgen über eine Arbeitsgemeinſchaft mit Verbänden öffentlich- rechtlicher 
Verſicherungsanſtalten in der Freien Stadt Danzig, insbeſondere über Annahme von An⸗ 
trägen und Einziehung von Beiträgen und ſonſtigen Leiſtungen. 

10. Weiterleitung von Darlehen, die von öffentlichen Körperſchaften oder deren Kreditanſtalten 

a zu beſtimmten Zwecken zur Verfügung geſtellt werden, zu den von dieſen ngen Bi 
dingungen mit Genehmigung der Aufſichts behörde. | 
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IV. Liquidität 
i 8 35 
Anlegung in flüſſigen Werten 

(1) Die Sparkaſſe hat 30 v. H. der Spar⸗ und Depoſiteneinlagen und 50 v. H. der ſonſtigen 
Einlagen in flüſſigen Werten anzulegen. Hiervon ſind mindeſtens 10 v. H. der Spareinlagen und 
mindeſtens 20 v. H. der ſonſtigen Einlagen als Liquiditätsreſerven in Kaſſenbeſtänden, Guthaben bei 
der Bank von Danzig, bei Poſtſcheckämtern oder bei anderen Geldinſtituten, die der Senat nach An⸗ 
hörung der Bank von Danzig zuläßt, und in Schatzanweiſungen der Freien Stadt Danzig zu unter⸗ 
halten. | 

(2) Als flüſſige Werte gelten außer der in Ziffer (1) genannten Liquiditätsreſerve noch 

a) zum Privatdiskont gehandelte Wechſel gemäß § 33, 

b) kurzfriſtige Anlagen gemäß 8 33, ü 

c) Wechſel gemäß § 27 Abſatz 4, 

d) Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, die von der Bank von Danzig zum Lombardverkehr 
zugelaſſen ſind, NE 

e) jederzeit kündbare Fauſtpfanddarlehen, ſoweit ſie nach 8 26, a und b geſichert ſind. 

Die unter a bis d aufgeführten Anlagen müſſen in angemeſſenem Verhältnis zu einander ſtehen; 
die unter e aufgeführten Anlagen dürfen nicht mehr als ¼0ũ ſämtlicher übriger Liquiditätsanlagen be⸗ 
tragen. a 

(3) Solange die Liquiditätsreſerve nicht die im Abſatz 1 bezeichnete Mindeſthöhe erreicht hat, 
hat die Sparkaſſe mindeſtens 50 v. H. der jeweils verfügbaren Mittel der Liquiditätsreſerve zuzu⸗ 
führen. aa 
(4) Die Liquiditätsreſerve iſt zum 1. und 15. eines jeden Monats geſondert auszuweiſen. 


V. Überſchüſſe 
§ 36 
Verwendung der überſchüſſe 

(1) Aus den Überſchüſſen, die ſich bei der Rechnungslegung ergeben, wird eine Sicherheitsrücklage 
gebildet, bis dieſe mindeſtens 5 v. H. des geſamten Einlagenbeſtandes beträgt. Soweit dieſe Sicher⸗ 
heitsrücklage mindeſtens 5 v. H., aber noch nicht 10 v. H. des geſamten Einlagenbeſtandes beträgt, 
können die Uberſchüſſe zur Hälfte, ſoweit die Sicherheitsrücklage mindeſtens 10 v. H. des geſamten 
Einlagenbeſtandes beträgt, können die geſamten Aberſchüſſe, die ſich bei der Rechnungslegung ergeben, 
an den Gewährverband zur Verwendung für nicht zu deſſen geſetzlichen Aufgaben gehörende ausſchließ⸗ 
lich gemeinnützige oder mildtätige Zwecke im Sinne der Vorſchriften der Steuergeſetze und der zu ihrer 
Ausführung erlaſſenen Beſtimmungen abgeführt werden. 5 5 ' 

(2) Buchmäßige Kursgewinne ſind nicht den Überſchüſſen zuzurechnen, ſondern der vorhandenen 
oder einer neu anzulegenden Kursrücklage zuzuführen, bis dieſe die Höhe von 5 v. H. des Einlagen⸗ 
beſtandes erreicht hat. Aus der Kursrücklage ſind künftige Kursverluſte vorzugsweiſe zu decken. 

(3) Für Ruhegehalts- und Hinterbliebenenbezüge, Betriebserweiterungen oder andere beſondere 
Zwecke können aus den Überſchüſſen angemeſſene Sonderrücklagen gebildet werden, die in die oben 
bezeichnete Sicherheitsrücklage nicht einzurechnen ſind. f 8 


VI. Schlußbeſtimmungen 
i 8 37 j 
| Bekanntmachungen 5 0 
Die Bekanntmachungen der Sparkaſſe werden durch die amtlichen Zeitungen der Gewährverbände 
veröffentlicht, ſoweit nicht nach dieſer Satzung Aushang im Kaſſenraum genügt. 


§ 38 f W | 
Auflöſung der Sparkaſſe Sr 
(J) Die Auflöfung der Sparkaſſe kann von den zur Faſſung von Gemeindebeſchlüſſen zuſtändigen 
Organen des Gewährverbandes mit Genehmigung des Senats beſchloſſen werden. 
(2) Der Verwaltungsrat hat die Auflöſung dreimal mit Zwiſchenfriſten von je 4 Wochen öffent⸗ 
lich bekanntzumachen und zugleich die Guthaben zu einem mindeſtens 3 Monate nach der erſten Be⸗ 
kanntmachung liegenden Zeitpunkt zu kündigen. 
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(3) Guthaben, die bei Ablauf der Friſt nicht zurückgenommen find, werden nicht weiter verzinſt. 
Der zur Befriedigung der Gläubiger erforderliche Teil des Sparkaſſenvermögens iſt zu hinterlegen. 
Forderungen, die 30 Jahre nach der Hinterlegung nicht geltend gemacht worden ſind, verfallen zu⸗ 
gunſten des Gewährverbandes. 

(4) Das nach Erfüllung ſämtlicher Verbindlichkeiten verbleibende Vermögen der Sparkaſſe iſt mit 
Genehmigung des Senats an den Gewährverband zur Verwendung für nicht zu deſſen geſetzlichen Auf⸗ 
gaben gehörende ausſchließlich gemeinnützige oder mildtätige Zwecke im Sinne der Vorſchriften der 
Steuergeſetze und der zu ihrer Ausführung erlaſſenen Beſtimmungen abzuführen. 

(5) Die Vorſchriften der Ziffern 2 bis 4 gelten nicht für den Fall der Geſamtrechtsnachfolge, 
wenn eine andere Sparkaſſe die Sparkaſſe übernimmt. 
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128 Verordnung 


über die Sparkaſſe der Stadt Danzig. 
Vom 23. Auguſt 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 63 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird Folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 5 
Der S 4 der Verordnung über die öffentlichen Sparkaſſen vom 23. Auguſt 1938 (G. Bl. S. 265) 
und die SS 4 bis 8 der gemäß 8 11 feſtgeſetzten Satzung finden auf die Sparkaſſe der Stadt Danzig 
keine Anwendung. Für ſie gelten die Vorſchriften des Artikels II. . 


Artikel I | 
Se 0 | 
Verwaltung der Sparkaſſe | 

(1) Die Verwaltung der Sparkaſſe der Stadt Danzig wird durch den Verwaltungsrat geführt. 

(2) Der Verwaltungsrat beſteht aus: 

a) dem Vorſitzenden und dem Stellvertreter des Vorſitzenden, die vom Senat beſtellt werden; 
beide müſſen dem Senat als Mitglieder angehören oder Beamte der Freien Stadt Danzig 
oder der Stadtgemeinde Danzig ſein; 

b) drei Mitgliedern, die der Senat auf die Dauer von vier Jahren beſtellt; dieſe müſſen zur 
Stadtbürgerſchaft wählbar ſein. 

(3) Der Verwaltungsrat hat das Recht, ſtändige Sachverſtändige zu beſtellen und ſie mit beva- 
tender Stimme zu den Sitzungen des Verwaltungsrats hinzuzuziehen. Die Zahl der Sachverſtändigen 
darf zwei nicht überſteigen. Der Verwaltungsrat kann ſie jederzeit abberufen. 

(4) Die Mitglieder des Verwaltungsrats können jederzeit durch den Senat abberufen werden. 
Sie bleiben auch nach ihrer Abberufung bis zum Eintritt der neuen Mitglieder in Tätigkeit. 


82 i 5 
Rechte und Pflichten des Verwaltungsrats 

(1) Der Verwaltungsrat iſt eine öffentliche Behörde. Die Mitglieder des Verwaltungsrats ſind, 
ſoweit ſie nicht Beamte im Hauptamt ſind, Beamte der Stadtgemeinde Danzig im Ehrenamt. 

(2) Der Verwaltungsrat beaufſichtigt die Geſchäftsführung des Direktoriums der Sparkaſſe 
($ 5), beſchließt über alle Angelegenheiten der Sparkaſſe, ſoweit in der Satzung nicht ein anderes 
beſtimmt iſt, und erläßt die im § 5 vorgeſehene Geſchäftsanweiſung für das Direktorium. Hierbei 
hat er die Vorſchriften der Satzung ſowie die aufſichtsbehördlichen Anordnungen zu beachten. 

(3) Gewinnbeteiligungen (Tantiemen und dergl.) an Verwaltungsratsmitglieder ſind unzuläſſig. 

(4) Der Vorſitzende verpflichtet die Mitglieder des Verwaltungsrats durch Handſchlag zur Er⸗ 
füllung der ihnen obliegenden Pflichten. 5 

Sitzungen des Verwaltungsrats 

(1) Der Vorſitzende beruft und leitet die Sitzungen des Verwaltungsrats. Der Verwaltungsrat iſt 
bei Bedarf und, wenn die Hälfte der Mitglieder es unter Angabe des Zweckes der Verhandlung 
beantragt, innerhalb von drei Tagen einzuberufen. 
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(2) Das Direktorium nimmt an den Sitzungen des Verwaltungsrats mit beratender Stimme teil, 
Soweit es ſich um die Gewährung von Krediten ſowie um die Anlage des Sparkaſſenvermögens 
handelt, hat der gemäß der Geſchäftsanweiſung zuſtändige Direktor Stimmrecht. 

(3) Der Verwaltungsrat iſt beſchlußfähig, wenn drei Mitglieder und unter ihnen der Vorſitzende 
oder deſſen Stellvertreter anweſend ſind. f s 

(4) Die Beſchlußfaſſung erfolgt durch einfache Stimmenmehrheit der Erſchienenen, ſoweit nicht 
durch die Satzung eine andere Beſtimmung getroffen iſt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

(5) Erhebt ſich gegen einen Kreditantrag bei der Beratung Widerſpruch, ſo bedarf es zur Geneh⸗ 
migung des beanſtandeten Antrages einer Mehrheit von drei Vierteln der anweſenden Verwaltungs⸗ 
ratsmitglieder; erhebt der Vorſitzende Widerſpruch, gilt der Antrag als abgelehnt, es ſei denn, daß 
ſämtliche übrigen Stimmberechtigten zuſtimmen. Bei Widerſpruch des Direktors gegen einen die An⸗ 
lage des Sparkaſſenvermögens betreffenden Antrag gilt der Antrag als abgelehnt, es ſei denn, daß der 
Vorſitzende mit der Mehrheit ſtimmt. 

(6) Die Mitglieder des Verwaltungsrats und die Mitglieder des Direktoriums dürfen an der 
Beratung und Beſchlußfaſſung über ſolche Angelegenheiten nicht teilnehmen, an denen ſie oder ihre An⸗ 
gehörigen mit ihrem perſönlichen Sonderintereſſe beteiligt ſind; das gleiche gilt bezüglich ſolcher Ange⸗ 
legenheiten, an denen private oder öffentlich-rechtliche Rechtsperſönlichkeiten oder Unternehmungen, zu 
deren Organe ſie gehören, intereſſiert ſind, es ſei denn, daß es ſich um Angelegenheiten der Stadt 
Danzig handelt. : 

(7) Die Beſchlüſſe des Verwaltungsrats find in einem Beſchlußbuch einzutragen und vom Vor⸗ 
ſitzenden und einem Verwaltungsratsmitglied zu unterzeichnen; im Falle des Abſ. 5 it der Widerſpruch 
und das Stimmenverhältnis bei der Beſchlußfaſſung beſonders kenntlich zu machen. Auszüge aus 
dem Beſchlußbuch ſind zu den Vorgängen zu nehmen. 


8 4. 
Kreditausſchuß 

(1) Der Verwaltungsrat kann die Bewilligung von Krediten der in den SS 25, 26, 27 und 29 
der Satzungen aufgeführten Art auf einen Kreditausſchuß für ſolche Fälle übertragen, die wegen ihrer 
Eilbedürftigkeit nicht bis zur nächſten Sitzung des Verwaltungsrats aufgeſchoben werden können. 

(2) Der Kreditausſchuß beſteht aus dem Vorſitzenden des Verwaltungsrats oder ſeinem Stell⸗ 
vertreter, dem nach der Geſchäftsanweiſung zuſtändigen Direktor der Sparkaſſe und einem vom Ver⸗ 
waltungsrat zu beſtellenden Mitglied des Verwaltungsrats; für das Mitglied des Verwaltungsrats 
iſt ein Stellvertreter zu beſtellen. 

(3) Der Kreditausſchuß iſt beſchlußfähig, wenn ſämtliche Mitglieder anweſend ſind; im übrigen 
gelten die Beſtimmungen des § 3 Abſ. 4, 6 und 7 entſprechend und Abſ. 5 mit der Maßgabe, daß 
die beanſtandeten Kreditanträge dem Verwaltungsrat zur Beſchlußfaſſung zu unterbreiten ſind. 

(4) Sämtliche Beſchlüſſe des Kreditausſchuſſes find dem Verwaltungsrat bei ſeiner nächſten Sitzung 
zur Prüfung vorzulegen. 

8 5 
Direktorium 

(1) Das Direktorium beſteht aus dem leitenden Direktor und der erforderlichen Anzahl von 
Direktoren; ſie werden von dem Senat ernannt. 

2) Die Direktoren der Sparkaſſe führen verantwortlich die Geſchäfte nach Maßgabe der Satzung, 
der aufſichtsbehördlichen Anordnungen und der vom Verwaltungsrat zu erlaſſenden Geſchäftsanweiſung; 
zu den Geſchäften des Direktoriums gehört nicht die Bewilligung von Krediten, es ſei denn, daß in 
einer von der Aufſichtsbehörde ausdrücklich genehmigten Geſchäftsanweiſung dem Direktorium der Spar⸗ 
kaſſe eine ſolche Befugnis für kleinere Kredite unter Feſtſetzung eines Höchſtſatzes übertragen iſt. 

(3) Die Mitglieder des Direktoriums der Sparkaſſe dürfen nicht perſönlich haftende Geſellſchafter, 
Aufſichtsrats⸗ oder Vorſtandsmitglieder nichtöffentlich⸗rechtlicher Unternehmungen fein, die Spareinlagen 
oder Depoſiten annehmen oder gewerbsmäßig Darlehnsgeſchäfte vermitteln. 

(4) Gewinnbeteiligungen (Tantiemen und dergl.) an die Mitglieder des Direktoriums der Spar⸗ 
kaſſe ſind unzuläſſig. 

(5) Im Falle der Behinderung werden die Direktoren der Sparkaſſe durch einen vom Verwal⸗ 
tungsrat hierzu beſtellten Vertreter und bei deſſen Behinderung durch einen vom Vorſitzenden des Ver⸗ 
waltungsrats beſtimmten Sparkaſſenbeamten oder ⸗angeſtellten vertreten. 
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Artikel III 


(1) Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. September 1938 in Kraft. Sie tritt an die Stelle 
der Verordnung vom 8. Juli 1933 (G. Bl. S. 297), die mit dem gleichen Tage aufgehoben wird. 


(2) Der Senat wird ermächtigt, Abänderungs⸗ und Ergänzungsverordnungen ſowie Durchfüh⸗ 
rungsvorſchriften zu dieſer Verordnung zu erlaſſen. 

(3) Mit dem Inkrafttreten der Verordnung endigt das Amt der derzeitigen Mitglieder des Ver⸗ 
waltungsrats; ſie bleiben jedoch bis zum Eintritt der neuen Mitglieder in Tätigkeit. 

Die Amtszeit der erſtmalig neu beſtellten Mitglieder des Verwaltungsrats endigt am 30. Juni 
1942. 


Danzig, den 23. Auguſt 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
1285 Greiſer Dr Wiers⸗Keiſer 
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